
Wien. Länderübergreifende Ver-
schmelzungen haben in den ver-
gangenen Jahren trotz der schwie-
rigen Wirtschaftslage zugenom-
men. Besonders multinationale 
Unternehmen strukturieren ihre 
Niederlassungen neu, um von op-
timierten rechtlichen und adminis-
trativen Strukturen, verbessertem 
Cash Management und regulato-
rischen Vorteilen zu profitieren.

Die harmonisierte Rechtsspre-
chung aufgrund der EU-Richtlinie 
über die Verschmelzung von Ka-
pitalgesellschaften aus verschie-
denen Mitgliedsstaaten erleichtert 
weiterhin den Zusammenschluss 
zwischen Unternehmen in der EU. 
Allerdings stehen die Firmen auf-
grund der bestehenden nationalen 
Unterschiede bei der Abwicklung 
vor großen Herausforderungen.

Auf der Zeitschiene

Der CMS Guide to Cross-Border 
Mergers setzt hier an und be-
schreibt grundlegende Aspekte 
des Gesellschafts-, Arbeits- und 
Steuerrechts. Die zweite Auflage 
des Ratgebers, der erstmals 2011 
veröffentlicht wurde und auch als 

e-Guide zur Verfügung steht, bietet 
erweiterte Inhalte zu 19 Ländern 
Europas. Jede Länderübersicht 
weist überdies eine Standardvorla-
ge und eine vereinfachte Zeitschie-
ne mit den in den betreffenden 
Rechtsordnungen jeweils erfor-
derlichen Transaktionsschritten 
auf. Mithilfe des Online-Planers 
können die Benutzer überdies den 
Zeitplan auf die Erfordernisse des 
eigenen Projektes abstimmen. (pj)

 http://eguides.cmslegal.com
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aktuelle studie Die unterschiedlichen Umsatzsteuerregelungen führen zu einem internationalen „Wirrwarr“

steuer-dschungel macht 
auslands-deals riskant
Wien. Immer mehr Firmen suchen 
ausländische Absatzmärkte; das 
gilt auch für kleinere Firmen und 
Start-ups. Gerade für sie können 
die verschiedenen steuerlichen Re-
gelungen selbst innerhalb der EU, 
allen voran die Handhabung der 
Umsatzsteuer, zum Stolperstein 
werden.

„Steuerliche Fallstricke werden 
im Ausland agierenden Firmen 
oft erst bewusst, wenn sie wegen 
Vorschriftsverletzungen ins Visier 
der dortigen Finanzbehörden gera- 
ten“, warnt David Gloser, Ge-
schäftsführer von Ecovis Austria. 
„Das liegt häufig nicht an unlau-
teren Absichten, sondern schlicht-
weg an mangelnder Kenntnis.“ 

Die unterschiedlichen Steuer- 
richtlinien machen Auslandsge-
schäfte unnötig kompliziert, for-
dert Gloser, dass es ein Anliegen 
der EU sein sollte, diese internati-
onal zu harmonisieren.

Registrierungspflichten

Kaum ein Land hebt denselben 
USt-Satz ein, die Bandbreite reicht 
von 0 bis 25%. „Wie viel Umsatz-
steuer muss ich zahlen? Das ist 
die erste Information, die man vor 
dem Start von Auslandsgeschäften 
einholen sollte“, so Gloser.

Ebenso relevant ist es, über die 
umsatzsteuerliche Registrierungs-
pflicht Bescheid zu wissen. Diese 
ist von Land zu Land unterschied-
lich geregelt. So muss man sich in 
Deutschland, Kroatien, Italien und 
Großbritannien gleich bei Ver-
tragsabschluss registrieren lassen, 
in Österreich erst, sobald man mit 
dem Verkauf von Waren oder dem 
Angebot von Dienstleistungen be-
ginnt. In Ländern wie der Schweiz 
und Spanien kann sogar noch ein 
bestimmter Umsatz erwirtschaftet 
werden, bevor die Registrierungs-

pflicht greift. Eine Tendenz, dass 
im Fall einer vorhandenen festen 
ausländischen Niederlassung die 
Registrierung auch in diesem Land 
notwendig wird, lässt sich zwar er-
kennen, „das gilt aber nicht immer 
und zumeist mit unterschiedlichen 
Voraussetzungen, somit ist es ein-
deutig verwirrend“, betont Gloser. 

Erst recht kompliziert wird es, 
wenn ein ausländisches Unterneh-
men keine Niederlassung in den 
Ländern hat, in denen es Geschäfte 
macht. Hier hängt es von verschie-
denen Bedingungen ab, ob es dort 
umsatzsteuer- und damit regis-
trierungspflichtig ist. In China z.B. 
„müssen sich ausländische Firmen, 
die dort Bauprojekte durchführen 
oder Arbeitsleistungen erbringen, 
innerhalb von 30 Tagen nach Ver-

tragsschluss beim zuständigen  
lokalen Finanzamt melden“, erklärt 
Gloser.

Keine USt in Hongkong

In Hongkong muss man sich 
über die Umsatzsteuer keine Ge-
danken machen, weil es dort keine 
gibt; in anderen Ländern erwarten 
säumige Unternehmen teils saftige 
Strafzahlungen, wenn es zu einer 
verspäteten Deklaration oder Zah-
lung der Umsatzsteuer kommt. 

Am gnädigsten ist der Fiskus in 
Uruguay; dort beträgt die Strafge-
bühr für eine verspätete Umsatz-
steuer-Deklaration umgerechnet 
gerade mal 10 €. In Österreich und 
Deutschland kann das Finanzamt 
bei verspäteter Deklaration einen 

Zuschlag von bis zu 10% der zu 
zahlenden Umsatzsteuer einheben, 
in Deutschland ist dieser Betrag  
allerdings mit 25.000 € begrenzt. 

In Frankreich beträgt die Straf-
zahlung für die verspätete Abgabe 
von Umsatzsteuer-Meldungen fix 
10%, Griechenland verlangt je nach 
Rechtsform und Sündenregister 
an vorherigen Fristversäumnissen 
zwischen 250 und 30.000 €.

Gnadenlose Italiener

Am härtesten ahndet der italie-
nische Fiskus die verspätete Abga-
be von Umsatzsteuer-Meldungen: 
mit einer Strafzahlung von 120 bis 
240% (!) der vorenthaltenen Um-
satzsteuer.

In ausnahmslos allen befragten 
Ländern bestraft der Fiskus Zah-
lungsverzögerungen. Hier setzt 
Uruguay dann doch die Daumen-
schrauben an: Bereits bei bis zu 
fünf Tagen Zahlungsverspätung 
beträgt die Strafe 5% der Umsatz-
steuerschuld. Österreich stellt bei 
unmittelbarem Zahlungsverzug 2% 
der Umsatzsteuerschuld in Rech-
nung sowie zweimal ein weiteres 
Prozent nach jeweils 3 Monaten 
weiterer Verzögerung (Bagatell-
grenze: 50 €). Die deutschen Be-
hörden erheben einen Säumnis-
zuschlag von einem Prozent der 
Umsatzsteuerschuld pro Verspä-
tungsmonat.

Eine zwar im Vergleich zur Straf-
zahlung bei versäumter Deklara-
tion moderate, aber immer noch 
äußerst saftige Strafe verhängt der 
italienische Fiskus, nämlich 30% 
der Umsatzsteuerschuld.

„Es zeigt sich auch bei diesen 
Strafzahlungen, dass die EU von 
einer Harmonisierung noch weit 
entfernt ist“, wendet sich Gloser 
daher mit einer eindeutigen Bot-
schaft an die Politik. (pj)

Die Strafzahlungen reichen von 10 Euro in Uruguay bis zu 240% der Umsatzsteuer-Schuld in Italien.
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Ecovis-GF David Gloser kritisiert „verwirrende, unterschiedliche Voraussetzungen“.

VW verzichtet auf die 
McKinsey-Sparberatung

Wolfsburg. Im Streit über das 
Milliarden-Sparpaket bei 
Volkswagen verzichtet der 
Autobauer auf die Ratschläge 
der Unternehmensberatung 
McKinsey. Das von VW-Chef 
Martin Winterkorn vorgege-
bene Ziel steht aber nicht in-
frage: Winterkorn hatte im Juli 
die Renditeschwäche der Kern-
marke VW angeprangert und 
Einsparungen von fünf Mrd. € 
im Jahr angekündigt.

Der Betriebsrat kündigte 
postwendend an, dass es „an 
dem einen oder anderen Punkt 
krachen“ werde. Die Arbeit-
nehmervertreter unterstützen 
zwar die Kurskorrektur, wollen 
über den Weg dorthin aber 
(nur) mit dem Management dis-
kutieren. Zulasten der Beschäf-
tigten dürfe der Sparkurs nicht 
gehen, betont Betriebsratschef 
Bernd Osterloh. Er sieht in der 
Komplexität von VW den größ-
ten Schwachpunkt; es gebe zu 
viele Ausstattungsvarianten, 
wegen der zunehmenden Viel-
falt der Modelle seien die Kos-
ten aus dem Ruder gelaufen. 
 (APA/Reuters/red)

Drooms bietet neue 
Software für M&A

Frankfurt. Erfolgreiche M&A-
Transaktionen basieren auf 
der professionellen Vermark-
tung der angebotenen Assets 
– dabei ist das Bedürfnis nach 
Vertraulichkeit der beteiligten 
Parteien traditionell sehr hoch. 
Dies zeigt auch eine aktuelle 
Umfrage unter M&A-Managern, 
die Drooms durchgeführt hat: 
88% stufen den Datenschutz als 
„sehr wichtig“ ein. 

Diesem hohen Sicherheitsbe-
dürfnis trägt Drooms mit der 
neuen Softwarelösung Exposé 
Rechnung: Der Zugang erfolgt 
nur auf persönliche Einladung 
des Inhabers oder Verkäufers. 

„Gegenüber klassischen Tea-
ser-Prozessen, die postalisch, 
per Fax oder per E-Mail versen-
det wurden, ist Exposé zudem 
kostengünstiger und mit weni-
ger Aufwand verbunden“, wirbt 
Drooms-GF Jan Hoffmeis- 
ter. „Darüber hinaus gibt es 
umfangreiche Dokumentations- 
und Report-Funktionen: Mit 
wenigen Mausklicks können 
M&A-Manager, Unternehmens-
berater und Wirtschaftsprüfer 
selbstständig Online-Exposés 
anfertigen.“  (pj)
 www.drooms.com
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VW-Chef Martin Winterkorn braucht 
McKinsey beim Sparen nicht (mehr).
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Drooms-Geschäftsführer Jan  
Hoffmeister hat ein neues Exposé.
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Peter Huber, Managing Partner von 
CMS Reich-Rohrwig Hainz in Wien.

Europa Cross-Border Merger, Online-Transaktionsplaner

CMS präsentiert 19-Länder-Guide
Chicago. Die internationale Wirt-
schaftskanzlei Baker & McKenzie 
hat für das abgeschlossene Ge-
schäftsjahr zum 30. Juni 2014 ei-
nen weltweiten Rekordumsatz in 
Höhe von 2,54 Mrd. USD bekannt 
gegeben. Im Vergleich zum Vorjahr 
bedeutet dies eine Umsatzsteige-
rung von 5%. Baker & McKenzie ist 
damit, gemessen an Umsatz, glo-
baler Präsenz und Personalstär-
ke, die weltweit größte Kanzlei. 
Die Umsatzsteigerung wurde im 
Wesentlichen durch organisches 
Wachstum erzielt.

Wachstum im Visier

Überdurchschnittliches Wachs-
tum verzeichneten die Praxisgrup-
pen Banking & Finance sowie Tax 
und Dispute Resolution. Auch die 
Umsätze in den Praxisgruppen 
M&A, Intellectual Property und 
Trade & Commerce sind erheblich 
gestiegen. Der von den transakti-
onsbezogenen Praxisgruppen ge-
nerierte Umsatz stieg erstmals auf 
mehr als eine Mrd. USD an.

Baker & McKenzie will die Suche 
nach strategischen Wachstums-
möglichkeiten weiter fortsetzen 

– im Geschäftsjahr 2014 wurden 
neue Büros in Rangun (Myanmar), 
Dubai (VAE) und Brisbane (Austra-
lien) eröffnet.

Managing Partner Gerhard Her-
mann über den „Österreich-Bei-
trag“: „Ich freue mich, dass das 
Wiener Büro einen überdurch-
schnittlichen Beitrag zum globalen 
Ergebnis geleistet hat; wir konnten 
den Rekordumsatz des Vorjahres 
noch einmal übertreffen.“ (pj)

 www.bakermckenzie.com
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Gerhard Hermann, Managing Partner 
Österreich von Baker & McKenzie.

Bilanz Marktführer auf dem internationalen Rechtsmarkt

Baker & McKenzie: Rekordumsatz


